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Die direkte Demokratie und die Ökono-

men stehen unter Dauerkritik. An Erste-

rer wird kritisiert, es gebe zu viele Initiativen, 

die Unsinniges verlangen und so Verunsiche-

rung und hohe Kosten mit sich bringen. An 

den Ökonomen wird kritisiert, sie redeten 

 immer nur über Kosten und Nutzen, was doch 

offensichtlich einen viel zu engen Blickwinkel 

bedeute. Beide Kritiken sind falsch. Die öko-

nomische Perspektive ist enorm breit. Kosten 

und Nutzen sind ja nur andere Worte für 

Nachteile und Vorteile. Nichtökonomen 

 hingegen sehen oft nur Kosten oder nur 

 Nutzen oder eben nur Nachteile oder nur Vor-

teile, anstatt beide simultan zu betrachten. Ein 

Beispiel dafür ist die Kritik an der direkten 

 Demokratie.

Initiativen – auch die aus meiner Sicht un-

sinnigsten – haben neben ihren Kosten noch 

viel grössere Nutzen. Ausnahmslos sprechen 

sie Probleme und Fragen an, die viele Men-

schen beschäftigen oder gar bedrücken. Wenn 

die Probleme nicht durch Initiativen themati-

siert würden, würden diese Menschen ihre 

Unzufriedenheit anders ausdrücken, etwa 

durch Demonstrationen und gewalttätigen 

Protest. Insbesondere aber würden sie ver-

mehrt eindimensionale Politiker wählen, die 

speziell diese Probleme bewirtschaften und 

die anderen Themen vernachlässigen. Ein 

 weiterer wichtiger Nutzen auch der schrägs-

ten Initiativen ist die Volksbildung. Solange 

der Abstimmungskampf von Befürwortern 

und Gegnern der Initiativen ernsthaft und 

 engagiert geführt wird, lernen die Schweizer 

enorm viel über gesellschaftliche und wirt-

schaftliche Zusammenhänge. Deshalb sind sie 

eines der politisch am besten gebildeten Völ-

ker. Ein Volksbildungsprogramm, das den 

gleichen Bildungseffekt mit traditionellen 

Schulungsmassnahmen anstrebte, würde 

jährlich Milliarden kosten.

Diese einfachen, aber wichtigen Einsichten 

zu Kosten und Nutzen gelten auch für die In-

itiative für eine «grüne Wirtschaft». Bisher 

empfand ich den Abstimmungskampf zwar 

als ernsthaft und lehrreich, aber ich vermisste 

den entscheidenden ökonomischen Punkt, 

eben dass die Welt aus Kosten und Nutzen be-

steht und beides simultan gesehen werden 

sollte. Viel zu viele Gegner der Initiative haben 

wie der Bundesrat im Abstimmungsbüchlein 

argumentiert, dass die Initiative grundsätz-

lich schon das richtige Ziel – eine massive 

 Senkung der globalen Umweltbelastung 

durch die Schweiz und ihre Einwohner auf ein 

Niveau, das nachhaltig ist – anstrebe, aber mit 

den falschen Mitteln; die vom Bundesrat vor-

gesehenen politischen Eingriffe seien besser. 

Ich sehe das anders. 

Das Ziel der Initiative ist zumindest frag-

würdig. Denn der grosse Wohlstand in der 

Schweiz hat nicht nur Kosten für die Welt im 

Sinne einer höheren Umweltbelastung, son-

dern sehr viel grössere Nutzen. Die Initiative 

vertritt ja im Prinzip so etwas wie einen kanti-

schen kategorischen Imperativ der Umweltpo-

litik: «Handle nur nach derjenigen Maxime, 

durch die du zugleich wollen kannst, dass sie 

ein allgemeines Gesetz werde.» Die Schweiz 

lebt aber schon heute einen viel allgemeineren 

kantischen kategorischen Imperativ mit einer 

viel umfassenderen, ganzheitlicheren Sicht der 

Politik. Wenn alle Länder nach den Maximen 

der Schweiz handeln würden, wären die aller-

meisten Probleme, unter denen die Welt ächzt 

und leidet, schon längst oder bald gelöst. Wenn 

die anderen Länder – im Durchschnitt und pro 
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Kopf gerechnet – schon nur halb so reich und 

innovativ wären und so viel in anderen Län-

dern investierten, so viel Entwicklungshilfe 

leisteten, so wenig Unfrieden stifteten und so 

viel zum technischen Fortschritt der Welt und 

zur Lösung ihrer Probleme beitragen würden, 

wäre die Armut in der Welt längst besiegt und 

die lokalen und globalen Umweltprobleme 

schon oder demnächst gelöst. 

Was wirklich beeindruckt

Die Lösung der globalen Probleme hängt we-

niger davon ab, dass sich die Schweiz für ihren 

Wohlstand schämt, sich kasteit und Besserung 

verspricht, sondern dass die Welt ein wenig 

schweizerischer wird. Wer eine Überdosis an 

Swissness vermeiden will, kann das gleiche 

 Argument auch mit Blick auf Dänemark oder 

Schweden vorbringen: Die Lösung der globa-

len Probleme ist weniger dadurch bedingt, 

dass sich diese Länder ändern, als dass die Welt 

ein wenig wird wie sie. Die entscheidende 

 Frage ist deshalb, was die Schweiz, Dänemark 

oder Schweden tun können, dass sich die Welt 

ihnen anpasst und nicht umgekehrt. 

Die Antwort ist, dass sie dafür nicht Mass-

nahmen ergreifen sollen, die sie viel kosten 

und von anderen Ländern kaum wahrgenom-

men werden. So tragen sie kaum etwas zur Ge-

nesung der Welt bei, wenn sie sich vor allem 

darauf konzentrieren, ihren CO2-Ausstoss zu 

senken. Sie verursachen pro Land nur rund  

1 bis 1,5 Promille des globalen CO2-Ausstosses, 

und ihr CO2-Ausstoss beeinflusst die anderen 

Länder wenig. 

Viel wirksamer ist es, bei grossem Wohl-

stand die eigenen politischen Probleme und 

lokalen Umweltprobleme hervorragend zu lö-

sen. Das beeindruckt die Bevölkerungen und 

Regierungen anderer Länder viel mehr und er-

scheint ihnen viel erstrebenswerter als eine 

CO2-Zahl. Da aber die von einem Land verur-

sachte globale Umweltbelastung stark mit sei-

nen lokalen Umweltproblemen korreliert, 

werden die globalen Umweltprobleme prak-

tisch automatisch mitgelöst, wenn viele 

 Länder ihre eigenen lokalen Umweltprobleme 

lösen und insgesamt innovativer werden.
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